
Denk‘ ich an Europa in der Nacht… 

Die Münchner »Sicherheitskonferenz« ist in den letzten Jahren immer interessanter geworden. Sie ist 

eine der wenigen Bühnen, auf denen zwar jede Menge Show gespielt wird – dafür sind Bühnen 

schliesslich da – aber gleichzeitig Politiker aus vielen Teilen der Welt Klartext reden. Selbst Kanzlerin 

Merkel, die sonst Klartext meidet wie der Teufel das Weihwasser, liess in München die Katze aus 

dem Sack. Gezeigt wurde in München, dass in den Eliten »des Westen« heute derart tiefgreifende 

Meinungsverschiedenheiten herrschen, dass eine offene Spaltung in den Bereich des Möglichen 

rückt. Niemanden trifft dies härter als die deutschen Eliten, die in München ihre Hilflosigkeit nicht 

verbergen konnten. Sie finden sich heute in vielerlei Hinsicht in einer deutschen Sonderrolle, die 

ihnen einerseits höchst unangenehm ist, andererseits aber auch das unvermeidliche Ergebnis ihrer 

Politik ist.  

Kein anderes nationales Establishment des Westens hat sich den »Multilateralismus« derart inniglich 

auf die Fahnen geschrieben wie das deutsche – und es dabei geschafft, diesen Glauben an den 

Multilateralismus vollkommen unhinterfragt zum Selbstzweck per se aller Gesellschaftsschichten von 

links bis rechts zu machen. Erklärbar ist das natürlich durch die Nachkriegsgeschichte der BRD, in der 

sich nationale Alleingänge nicht nur aus historisch-psychologischen Überlegungen verboten. Auch die 

aussenwirtschaftlichen und sicherheitspolitischen Interessen der Bonner Republik liessen sich in 

einem Netzwerk dichter multinationaler Institutionen am besten realisieren. In dieser Interessenlage 

unterschieden sie sich fundamental von den westlichen Partnern und Vetomächten USA, 

Grossbritannien, Frankreich. EWG (später zu EG und dann EU mutiert), NATO, KSZE (später OSZE), 

UN, GATT (später zu WTO mutiert) waren und sind die Grundpfeiler deutscher 

Aussenwirtschaftspolitik, Aussenpolitik, ja Politik überhaupt.  

Die Ergebnisse gaben den Verfechtern dieser Politik jahrzehntelang recht: Wiederaufbau, 

Wirtschaftswunder, Entspannung, Wiedervereinigung, Eurozone wären allesamt anders nicht 

möglich gewesen. Heute aber scheint die Welt aus den Fugen geraten, und dies liegt nicht daran, 

dass alle Welt verrückt geworden ist, sondern es liegt daran, dass die Weltordnung der letzten 

Jahrzehnte die Interessenlage nicht nur der Menschen, sondern sogar auch vieler Eliten in immer 

mehr Teilen der Welt nicht mehr zufriedenstellend bedient. Einzige Ausnahme: Deutschland. 

Deutschland hat aus genau diesem Grund als einzige westliche Führungsmacht noch ein 

einigermassen stabiles politisches System und eine relativ befriedete Gesellschaft. Generalstreiks, 

Wahlsiege von Aussenseitern oder systemkritischer Populisten, Gelbwestenbewegungen und 

dergleichen sind in Deutschland nicht am Horizont erkennbar.  

Deutschland ist heute unangefochtener Exportweltmeister. 2016 lag der deutsche 

Handelsbilanzüberschuss bei der Rekordhöhe von über 310 Mrd Dollar – mehr als die weitaus 

bevölkerungsreicheren Staaten China (260 Mrd) oder Japan (170 Mrd). Umgerechnet auf alle 

Einwohner Deutschlands (vom Säugling bis zum Greis) sind das pro Kopf 3875 Dollar. Ein einsamer 

Weltrekord - der Wert für China liegt bei gerade einmal 190 Dollar. Kann so etwas dauerhaft gehen? 

Wohl kaum. Die Krisenerscheinungen sind bereits unübersehbar. Die (für den Standort Deutschland) 

systematisch unterbewertete Gemeinschaftswährung Euro macht dies einerseits leichter als es zu 

DM-Zeiten je möglich gewesen wäre. Andererseits ist das rasante Wachstum des Niedriglohnsektors 

und anderer irregulärer Arbeitsformen samt der damit verbundenen gesellschaftlichen 

Verwerfungen eben auch ein Bestandteil des steigenden Preises, der für die deutschen Exporterfolge 

zu bezahlen ist. Der globale Wettbewerb ist eben härter geworden, aber das ist ja keine 

Überraschung, sondern war von Anfang an intendiert. Vielleicht der höchste Preis, den die deutschen 

Eliten für ihren Exportismus zu bezahlen haben, ist die Erosion des europäischen Einigungsprojektes: 

seit Einführung des Euro stagnieren die Reallöhne in Italien, in Frankreich, in Spanien. Die für diese 

Volkswirtschaften systematisch überbewertete Gemeinschaftswährung Euro lässt ihnen keine andere 

Wahl, als die verordnete Austerität durchzuexerzieren und dabei genau die gesellschaftlichen 



Verwerfungen auszulösen, die sich dort politisch Bahn brechen. Frankreich ist seit 2015 erstmals seit 

Jahrzehnten nicht mehr Haupt-Handelspartner Deutschlands. Selbst den Franzosen geht mittlerweile 

das Geld aus. Deutschlands Exportmaschine muss angesichts der schwindenden Kaufkraft der 

europäischen Partner mittlerweile ausserhalb der EU nach Abnehmern suchen, was das grosse 

Interesse der Deutschen an immer neuen Freihandelsabkommen erklärt. Der EU-Binnenmarkt wird 

unwichtiger. »Unser« Handelspartner Nr.1 ist seit 2015 die USA. Dort herrschen keine Eurozonen-

Austeritätszwänge, dort kann man nach Belieben Geld drucken. Kaum zu überraschen vermag daher, 

dass die USA inzwischen auch das Land sind, mit dem die Deutschen den grössten Exportüberschuss 

vermelden können: Mehr als 50 Milliarden im Jahr. Es ist klar, dass dies auf Dauer ebensowenig 

gutgehen kann wie es innerhalb der EU gutgehen konnte. Wer angesichts dessen von Trumps 

Strafzöllen überrascht ist, muss schon recht naiv sein.  

Dass angesichts solcher Handelsbilanzen ganz unabhängig von Trump jede andere amerikanische 

Regierung früher oder später eingreifen würde, ist eigentlich jedem deutschen Diplomaten klar. Die 

Geschichte deutsch-amerikanischer Handelskonflikte ist lang, und mit welchen Brachialmethoden die 

USA im Ernstfall agieren, davon kann man auch lange Listen zusammenstellen. Trumps Strafzölle auf 

Autos werden kommen, da helfen alle Appeasement-Versuche nichts, und dann ist guter Rat teuer. 

Die Deutschen haben offensichtlich keine Strategie, keinen Plan B, wie sich nicht erst in München 

zeigte – sie halten an einem Status Quo fest, dessen Haltbarkeitsdatum längst überschritten ist.  

Aber nicht nur die deutschen Eliten machen den nachhaltigen Eindruck, dass sie überhaupt nicht 

kapieren, warum die von ihnen so geliebte »multilaterale Ordnung« derart aus den Fugen gerät: 

Warum nicht nur die Amis verrückt spielen, die Türken, die Russen, die Briten, die Franzosen, die 

Italiener. Warum wahrscheinlich Exit-Referenden in vielen anderen EU-Ländern Mehrheiten für einen 

Austritt zumindest aus dem Euro bringen würden. Die sogenannte linksliberale Zivilgesellschaft in 

Deutschland versteht genausowenig wie die Eliten, was die Ursachen dieser tiefgreifenden politisch-

gesellschaftlichen Veränderungen sind. Dies ist auch kein Wunder: bei allen Bekundungen für den 

Multilateralismus, Multikulturalismus und Kosmopolitismus ist auch ihre Betrachtungsweise Europas 

und der Welt zutiefst von nationalen deutschen Wahrnehmungen geprägt. Auch sie glauben zutiefst, 

wie die herrschenden Eliten Deutschlands, dass die »alte Weltordnung« des Multilateralismus, der 

europäischen Integration »unsere Interessen« am besten bedient. Am intensivsten trifft dies an der 

Schnittstelle von herrschenden politisch-ökonomischen Eliten und linksliberaler Szene zu, nämlich 

dort wo die letztere mit den ersteren versucht zu fusionieren, also in der grünen Partei.  

Ob ihre Wahrnehmung zutreffend ist, hängt aber entscheidend davon ab, wie man definiert, was 

eigentlich »unsere« Interessen sind. Die genauere Analyse dessen, was die linksliberale 

»Zivilgesellschaft« für ihre Interessen hält, legt allerdings nahe, dass die Definition »unserer 

Interessen« im Kern dessen, was Politik ist, nicht weit auseinanderliegen, nämlich da, wo es ums Geld 

geht, um die Wirtschaft. Von »Pulse of Europe« über Grüne Wahlaufrufe, von den Aufrufen zu den 

Europa-Demos bis zu den öffentlichen Debatten über den Brexit oder die Bewunderung der 

deutschen Kanzlerin im linksliberalen Milieu zeigt sich ein völliges Unverständnis der 

destabilisierenden Rolle der deutschen Wirtschaftsinteressen. Sie werden nicht einmal thematisiert. 

Man glaubt ernsthaft, Rechtspopulisten, Linkspopulisten, sonstige Populisten oder Gelbwesten 

wären es, die die Hauptgefahr für das »Friedensprojekt Europa« ausmachen. Warum die überall 

Zulauf haben, warum die herrschenden Eliten Europas einen derart rasanten Legitimitätsverfall 

erleben – keine Ahnung. In dieser Sichtweise bleibt eigentlich nur die Analyse, dass die Leute 

entweder verrückt geworden sind oder schon immer dumpfe Nationalisten waren. Niemand stellt 

sich die Frage, was in diesem Land passieren würde, wenn nicht nur für das ungebildete untere 

Drittel, sondern für 90% der Arbeitnehmer seit 20 Jahren die Reallöhne nicht mehr steigen, wie das 

in Italien oder den USA der Fall ist.  



So sehr die Erfolgsvoraussetzungen für das ökonomische »Modell Deutschland« erodieren mögen, 

sowenig man eine Strategie der herrschenden Eliten erkennen kann, mit dieser Herausforderung 

umzugehen - was aber nach wie vor geradezu perfekt funktioniert, ist der gesellschaftliche Konsens 

über dieses Modell. Das Verständnis in Deutschland über die gesellschaftlichen Entwicklungen, die 

Stimmungslagen in den europäischen Nachbarländern tendiert gegen Null. Die deutsche Debatte 

über Europa ist von Psychologismen geprägt, kritischer ökonomischer Sachverstand kaum existent. 

Eine Debatte über die unausweichlichen Totalreformen der Gemeinschaftswährung Euro findet nicht 

statt – kein Wunder, jede Reform müsste massiv zu Lasten Deutschlands gehen, denn eine 

Gemeinschaftswährung, von der nur wenige profitieren, hat auf Dauer keine Zukunft. Schon gar nicht 

findet eine Debatte statt über die katastrophalen Folgen des Lissaboner Vertrags, der den 

Neoliberalismus quasi in den Verfassungsrang erhoben hat und dessen nächste Konsequenz nicht 

etwa irgendein Freihandelsabkommen, sondern eine noch durchgreifendere Deregulierung des 

Dienstleistungssektors sein soll. Für den EU-Binnenmarkt, das grösste Freihandelsprojekt der 

Geschichte, hat sich auch die freihandelskritische Bewegung nie interessiert, man will ja nicht als 

Euroskeptiker gelten. Dabei sind seine Konsequenzen ungleich dramatischer als es TTIP je sein 

könnte.  

So steht auch die linksliberale deutsche Öffentlichkeit ratlos vor den heutigen Herausforderungen, 

bekundet treuherzig ihren Einsatz für Europa und regelbasierten Multilateralismus und versteht 

nicht, warum woanders auf der Welt die Folgen dieses Europa und dieses Multilateralismus und 

seiner Regeln dazu führen, dass man von Europa und regelbasiertem Multilateralismus nicht mehr so 

viel hält und stattdessen lieber die Regeln bricht. Also zu Politikformen greift, von denen man glaubt, 

dass sie den eigenen Interessen besser dienen als Europa und regelbasierter Multilateralismus à la 

allemande. Am Ende ist eben das, was Politik liefert, für die meisten Menschen immer noch wichtiger 

als die Frage, ob es regelbasiert und multilateralistisch geliefert wurde.  

Niccolò Macchiavelli müsste der deutschen Elite heute ein gutes Zeugnis ausstellen. Teile und 

herrsche, eine Disziplin, in der schon die alten Römer brillierten. Wer nicht für »Europa« (also die EU 

von heute samt Lissaboner Vertrag) ist, wer nicht für den »regelbasierten Multilateralismus« (also 

die neoliberale Globalisierung und ihre Freihandelsverträge) ist, der ist ein Nationalist, Populist, oder 

Schlimmeres. Das ist die Story, und das linksliberale Kommentariat reproduziert sie jeden Tag, und 

sie wird geglaubt. In seiner grünen Inkarnation führt diese Story dann zu der Forderung nach »mehr 

Europa«, besonders Weltfremde rufen dann schon auch mal eine »Republik Europa« aus - ohne auch 

nur eine Minute darüber nachzudenken, dass dies auf der Basis des Lissaboner Vertrags eben auch zu 

noch mehr Verwerfungen führen würde. Eine durch und durch deutsche Sichtweise, ironischerweise. 

Wie will man alles dies ändern? Wie will man eine politische Kraft entwickeln, die die katastrophalen 

Folgen neoliberaler Marktgläubigkeit und aussenwirtschaftlichen Expansionismus überwinden kann? 

Wie will man die fatale Gegenüberstellung »neoliberale und linksliberale regelbasierte 

Multilateralisten und Europäer« versus »nationalistische und populistische Dumpfbacken« 

überwinden, in der jeder progressive, wirklich internationalistische Ansatz nur untergehen kann? Die 

allermindeste Voraussetzung ist wohl, dass man überhaupt mal schonungslos benennt, was los ist, 

und zwar nicht nur aus deutscher Perspektive, sondern auch mal in der Perspektive der Realitäten in 

Italien, Griechenland, Frankreich, Spanien. Wenn man noch nicht einmal dazu bereit ist, wird man 

aus der Rolle nicht herauskommen, den status quo und seine ihn repräsentierenden Eliten als 

kleineres Übel gegenüber den Nationalisten-Horden zu unterstützen. Eine Rolle, die man nur als 

Bankrotterklärung progressiver Politik bezeichnen kann.  

Ich für meine Person freue mich auf ein schönes, sonniges Mai-Wochenende am 18./19.Mai in der 

Uckermark. 

Jürgen Maier  


